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Drucksache V/328 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Februar 1966 

II/l — 68070 — 5209/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnungen 
Nr. 45, 46, 116, 129/63/EWG und 59/64/EWG des Rats, 
soweit diese Bruteier von Hausgeflügel und lebendes Haus- 
geflügel mit einem Gewicht von höchstens 185 Gramm 
betreffen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 10. Februar 1966 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer endgültigen Beschlußfassung durch den Rat der EWG 
ist voraussichtlich in Kürze zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig der von der Kommission der 
EWG zu ihrem obengenannten Vorschlag übermittelte Bericht 
an den Rat über die Anwendung der Verordnung Nr. 129/63/ 
EWG des Rats über einzelne Bestimmungen für Bruteier von 
Hausgeflügel und lebendes Hausgeflügel mit einem Gewicht 
von höchstens 185 Gramm beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Lücke 


Druck: Bonner Universitäls-Buchdruckerei, 53 Bonn 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Verordnungen Nr. 45, 46, 116, 129/63/EWG 
und 59/64/EWG des Rats, soweit diese Bruteier von Haus- 
geflügel und lebendes Hausgeflügel mit einem Gewicht von 
höchstens 185 Gramm betreffen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
pa i s ch e n W i r t sch al ts g e me j n schaf 1 , 

gestützt auf die Verordnung Nr, 21 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Eier ^), insbesondere auf Arti- 
kel 3 Absatz (5) Buchstabe a) Satz 2 und Artikel 6 
Absatz (1) Unterabsatz 1, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 22 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Geflügelfleisch“), insbeson- 
dere auf Artikel 10, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Geltungsdauer der Verordnungen Nr. 45®), 
46 "*) und 116^) des Rats sowie der Verordnung 
Nr. 59/64/EWG des Rats '•), soweit diese Bruteier 
von Hausgeflügel betrifft, ist zuletzt durch die Ver- 
ordnung Nr. 126/65/EWG des Rats ^) bis zum 
31. März 1966 verlängert worden. 

Ab 1. April 1966 sollte bei der Berechnung der 
Abschöpfungsbeträge für Bruteier ein anderer Ver- 
edelungskoeffizient als für Konsumeier angewandt 
werden; außerdem sollte zum gleichen Zeitpunkt 
für Bruleier ein anderer Einschlcusungspreis als für 
Konsumeier festgesetzt werden. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 

vom 20. April 1962, S. 953/62. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 

vom 20. April 1962, S. 959/62. 

'9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 53 

vom 1. Juli 1962, S. 1568/62. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 53 
vom 1. Juli 1962, S. 1568/62. 

•'■) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 68 

vom 31. Juli 1962, S. 1956^62. 

'9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 92 

vom 10. Juni 1964, S. 1409/64. 

') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 159 
vom 25. September 1965, S. 2593/65. 


Voraussetzung für eine Änderung des derzeitigen 
Veredelungskoeffizienten und des zur Zeit gelten- 
den Einschleusungspreises ist jedoch, daß die Ärti- 
kel 1 bis 4 der Verordnung Nr. 129/63/EWG des 
Rats ®) in allen Mitgliedstaaten angewandt werden 
können. 

Da die Änwendung dieser Artikel ab 1. März 1966 
nicht in allen Mitgliedstaaten gewährleistet ist, 
empfiehlt es sich, die Geltungsdauer der Verord- 
nungen Nr. 45, 46 und 116 sowie der Verordnung 
Nr. 59/64/EWG, soweit diese Bruteier betrifft, bis 
zum 31. Oktober 1966 zu verlängern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

(1) Die Geltungsdauer der Verordnungen Nr. 45, 
46 und 116, die zuletzt durch die Verordnung 
Nr. 126/65/EWG verlängert wurde, wird bis zum 
31. Oktober 1966 verlängert; das in den erstgenann- 
ten Verordnungen aufgeführte Datum des 31. März 
1966 wird ersetzt durch das Datum des 31. Oktober 
1966. 

(2) Tn Artikel 1 zweiter Gedankenstrich der Ver- 
ordnung Nr. 59/64/EWG, zuletzt geändert durch die 
Verordnung Nr. 126/65/EWG, wird das Datum des 
31. März 1966 ersetzt durch das Datum des 31. Okto- 
ber 1966. 

Artikel 2 

In den Artikeln 5 und 6 der Verordnung Nr, 129/ 
63/EWG, zuletzt geändert durch die Verordnung 
Nr. 126/65/EWG, wird das Datum des 1. April 1966 
durch das Datum des 1. November 1966 ersetzt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 10. März 1966 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 

**) Amlsbldti der Europäischen Gemeinschaften Nr. 185 
vom 19. Dezember 1963, S. 2938/63. 


Geschehen zu Brüssel am März 1966 
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Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Bericht der Kommission an den Rat 

über die Anwendung der Verordnung Nr. 129/63/EWG des Rats über 
einzelne Bestimmungen für Bruteier von Hausgeflügel und lebendes 
Hausgeflügel mit einem Gewidit von höchstens 185 Gramm 


Nadi Artikel 5 und 6 der Verordnung Nr. 129/63/ 
EWG des Rats sollten ab 1. Januar 1965 für Bruteier 
andere Abschöpfungsbeträge und Einsdileusungs- 
preise festgesetzt werden als für Konsumeier. Die 
Abschöpfungsbeträge und Einschleusungspreise für 
Eintagsküken werden von den Abschöpfungsbeträ- 
gen und Einschleusungspreisen für Bruteier abge- 
leitet. 

Diese Regelung hängt von der Durchführung der 
Artikel 1 bis 4 der gleichen Verordnung ab, nach 
denen Betriebe, die Bruteier und Eintagsküken pro- 
duzieren und in den Handel bringen, bestimmten 
Verwaltungs Vorschriften unterliegen, welche die 
Grundlage dieser Verordnung bilden. Mit Hilfe die- 
ser Vorschriften können die einzolstaatlichen Stel- 
len darüber hinaus eine bessere Organisation des 
Geflügelzuchtmarktes erreichen. 

Die Rechtsvorschriften, welche die einzelnen Staa- : 
ten zur Erfüllung dieser Voraussetzungen erlangen 
müssen, waren jedoch noch nicht hinreichend fort- 
geschritten, um die vollständige Anwendung der 
Verordnung Nr. 129 in den meisten Mitgliedstaaten 
von dem vorerwähnten Zeitpunkt an zu ermög- 
lichen. Daher hat der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission bereits zweimal beschlossen, die derzeitige 
Regelung zu verlängern, d. h. auf Konsumeier und 
Bruteier die gleichen Abschöpfungsbeträge und Ein- 
schleusungspreise anzuwenden. i 

i 

Beim letzten Verlängerungsbeschluß wurde die An- | 
Wendung der Artikel 5 und 6 auf den 1. April 1966 
verschoben. 

Auf Anfragen der Dienststellen der Kommission auf 
der Sitzung des Verwaltungsausschusses für Geflü- 
gelfleisch und Eier vom 1. Februar 1966 machten 
die einzelstaatlichen Delegationen folgende Mittei- 
lung über den Stand der Durchführung der Verord- 
nung Nr. 129/63/EWG in den einzelnen Ländern: 

Niederlande und Luxemburg 

Die Vertreter beider Länder bestätigen, daß die 
Bestimmungen der Verordnung vollständig ange- 
wandt werden können. 

Belgien 

Die belgische Delegation erklärt, der Entwurf eines 
Königlichen Erlasses zur Durchführung der Verord- 
nung sei dem Staatsrat zur Billigung vorgelegt wor- 
den, der voraussichtlich in den nächsten Wochen 
einen Beschluß in dieser Angelegenheit fassen 
werde. 


Italien 

Der Senat billigte am 1. Dezember 1965 den Ent- 
wurf eines Gesetzes betreffend die Anwendung der 
Artikel 1 bis 4 der Verordnung Nr. 129/63/EWG 
und die zur Organisation dieses Sektors erforder- 
lichen Finanz- und Verwaltungsmaßnahmen. Da ein 
Abänderungsantrag eingereicht worden sei, müsse 
der Gesetzentwurf erneut der Kammer vorgelegt 
werden. Infolge der gegenwärtigen Regierungskrise 
könne mit einer gewissen Verzögerung bei der 
Verabschiedung dieses Gesetzes gerechnet werden. 


Frankreich 

Das Dekret zur Durchführung der in der Verord- 
nung Nr. 129/63/EWG vorgesehenen Maßnahmen 
auf nationaler Ebene ist vom Staatsrat gebilligt 
worden und liegt zur Zeit den zuständigen Mini- 
stern zur Unterzeichnung vor. 

Bei der Durchführung der entsprechenden Verwal- 
tungsmaßnahmen dürften sich keine Schwierigkei- 
ten ergeben. 

Bundesrepublik Deutschland 

Aus den Erklärungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land gehl hervor, daß die derzeitigen Maßnahmen 
nicht ausreichen, um die Durchführung der Bestim- 
mungen der Verordnung Nr. 129/63/EWG zu ge- 
währleisten. 


Schlußfolgerung 

Aus den Erklärungen einiger Delegationen geht 
hervor, daß die Durchführung der Artikel 5 und 6 
der Verordnung Nr. 129/63/EWG des Rats ab 
1. April 1966 einigen Mitgliedstaaten Schwierig- 
keiten bereitet. 

Ferner ist zu bemerken, daß bestimmte technische 
Berechnungsgrundlagen für die in Artikel 5 und 6 
erwähnten Einschleusungspreise und Abschöpfungs- 
beträge von der endgültigen Billigung der für die 
Berechnung letzterer erforderlichen Elemente durch 
den Rat abhängt (Dok. S/7 12/65 [CSA 153] vom 
3. September 1965). In dem betreffenden Dokument 
schlägt die Kommission dem Rat vor, die Anwen- 
dung der Artikel 5 und 6 auf den 1. November 1966 
zu verschieben und die Berechnungsgrundlagen bin- 
nen kurzem anzupassen. 
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